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Klimaschutz Klimaschutz

Jetzt gemeinsam    
handeln.

Die ganze Welt handelt. 
Wir machen mit.

Alle Staaten sind im 
Pariser Klimaabkommen 
vereint. Mit dem CO2-
Gesetz senkt auch die 
Schweiz ihren Ausstoss 
an Klimagasen bis 2030 
um 50 % gegenüber 
1990.

Gut für unsere Gesundheit.
Mehr Klimaschutz 
bringt uns sauberere 
Luft, weniger Lärm, 
ist unsere Vorsorge 
gegen Hitzewellen und 
verhindert, dass sich 
tropische Infektions-
krankheiten bei uns 
ausbreiten.Geld bleibt hier.

Die Schweiz gibt jährlich rund 8 Milliarden 
Franken für den Import von Erdöl und Erdgas 
aus. Dieses Geld fliesst ins Ausland ab. 

Investieren wir es 
besser bei uns in 
erneuerbare Energien 
und Gebäudesanierun-
gen!
Das macht uns unab-
hängig und schafft 
Arbeitsplätze in der 
Schweiz.

Der Weg der Schweiz.

Fair und gerecht.
Der grösste Teil der Einnahmen aus 
Klimaabgaben wird gerecht zurück-
verteilt. 
Wer pro Jahr weniger als zwei Kurz-
streckenflüge ab der Schweiz unter-
nimmt, oder wer wenig Erdöl und Gas 
verbraucht, profitiert so auch finanziell 
als Privatperson oder Familie.



Städte und Gemeinden sagen JA
Das CO2-Gesetz ermöglicht mehr saubere und leise 
Elektrobusse, attraktive Nachtzuglinien, effiziente Fern-

wärmenetze und nötige 
Gebäudesanierungen.
Die Klimakrise trifft Städte 
besonders stark, etwa als 
Hitzeinseln im Sommer.

Darum unterstützen 
Städte- und Gemeinde-
verband das CO2-Gesetz.
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Erdöl hat keine Zukunft.
Klimaschutz bringt uns 
weiter: mit Innovationen 
und Arbeitsplätzen.
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Gut für Gewerbe und
Wirtschaft 
Das CO2-Gesetz schafft verlässliche
Rahmenbedingungen und Anreize
für klimafreundliche Investitionen.

JA sagen: 
economiesuisse, swissmem, 
Bankiervereinigung, Versicherungs-
verband, IG Detailhandel, 
Swisscleantech,  Energie-, Strom- 
und Bauwirtschaft.

Für KonsumentInnen 
und Arbeitnehmende
Dank Förderprogrammen und 
Rückverteilung profitieren die 
meisten Haushalte auch finanziell 
von der CO2-Abgabe.
Ja zu einer sozialen Klimapolitik.

JA sagt die Stiftung für 
Konsumentenschutz.

JA sagen der Schweiz. Gewerkschaftsbund SGB, 
SEV, Travail.Suisse, Unia.
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JA zu einer klugen Mobilität
Autoimporteure müssen sparsamere Fahr-
zeuge anbieten. Weniger Benzin- oder 
Dieselverbrauch (oder ein E-Mobil) senkt die 
Betriebskosten. 

Und das CO2-Gesetz bringt 
ein Netz praktischer Lade-
stationen.

JA sagen auch TCS 
und VCS.
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Jetzt gemeinsam handeln.
Mit Bundesrat, National- und Ständerat

Parteien: FDP, Die Mitte/CVP/BDP, glp, EVP, GRÜNE, SP, JCVP, 
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Nur Erdöl-Lieferanten 

dagegen
Die Schweizer Wirtschaft steht hinter 

dem CO2-Gesetz. Einzig die Erdöl-

branche wehrt sich für ihr Geschäfts-

modell - das aber nicht im Interesse 

unseres Landes liegt.

Klar hätten Länder wie Russland, 

Libyen, Aserbaidschan gerne, wenn 

wir weiterhin für jährlich 8 Milliarden 

Franken Öl und Gas kaufen.


